
. POLITIKFreitag, 15. März 2013 Ausgabe Nr. 63 – Seite 5

Bericht: Asien
rüstet weiter auf

London (dpa). Der Schwerpunkt der
Rüstungsausgaben in Eurasien ver-
schiebt sich von Europa nach Asien.
Erstmals hätten die Länder Asiens mehr
Geld für Rüstung ausgegeben als die
Nato-Länder in Europa, heißt es im
neuen Bericht des Londoner Institutes
für Strategische Studien (IISS).

Verantwortlich dafür sei vor allem
China, dessen Rüstungsausgaben in den
vergangenen Jahren um durchschnitt-
lich 15 Prozent gestiegen seien.

Keine Rede für Cohn-Bendit
Andreas Voßkuhle sagt Festrede zur Verleihung des Theodor-Heuss-Preises ab

Karlsruhe/Stuttgart (BNN/dpa). Bun-
desverfassungsgerichts-Präsident An-
dreas Voßkuhle hat seine Festrede zur
Verleihung des Theodor-Heuss-Preises
an den Grünen-Politiker Daniel Cohn-
Bendit abgesagt. Ein Sprecher des Ge-
richts bestätigte einen entsprechenden
Bericht der „Stuttgarter
Nachrichten“. Grund dafür
sei eine Veröffentlichung von
1975, in der sich Cohn-Bendit
„in nicht unproblematischer
Weise zur Sexualität zwischen
Erwachsenen und Kindern“
geäußert habe. Das Bundes-
verfassungsgericht sei „in
ganz besonderer Weise gehal-
ten, jeden Anschein zu ver-
meiden, es würde solche Aus-
sagen billigen“, so der Spre-
cher.

In dem Buch „Der große Ba-
sar“ aus dem Jahr 1975 the-
matisierte Cohn-Bendit seine
Zeit in einem anti-autoritären
Kindergarten der Uni Frank-
furt. Dabei werden auch Inti-

mitäten zwischen ihm und kleinen Kin-
dern beschrieben. Diese Passagen hat-
ten bereits 2001 für eine kurze öffentli-
che Debatte gesorgt. Cohn-Bendit sowie
Kinder und Eltern von damals betonten
jedoch, es sei zu keinem Missbrauch ge-
kommen.

Der heute 67-Jährige Europa-Politiker
bedauert aber einige Äußerungen ange-
sichts der Missbrauchsskandale der ver-
gangenen Jahre selbst als „unerträg-
lich“. „Heute würde ich das so nicht
mehr schreiben“. Das Buch müsse aus
der Zeit heraus verstanden werden.

Dass das Thema nun wieder
aufkomme, nehme er „philo-
sophisch“. Der 48. Theodor-
Heuss-Preis wird am 20. April
in Stuttgart verliehen. Die
Stiftung hält an ihrem Preis-
träger fest. Die Kuratoriums-
Vorsitzende Gesine Schwan
betonte: „Die aktuell erneut
vorgebrachten Vorwürfe des
Missbrauchs von Kindern hält
die Stiftung für unbegründet
und ehrenrührig.“

Cohn-Bendit spricht unter-
dessen am 19. März in Karls-
ruhe bei einer Veranstaltung
des Zentrums für Angewandte
Kulturwissenschaft am KIT
zum Thema 50 Jahre Élysée-
Vertrag.

KEINEN GEMEINSAMEN AUFTRITT werden Andreas Voßkuhle
und Daniel Cohn-Bendit (links) haben. Fotos: dpa

CDU will
abwarten

Berlin (dpa). Vor der Bundestags-
wahl wird es voraussichtlich kein
Gesetz mehr zur Gleichstellung ho-
mosexueller Partnerschaften mit
der Ehe geben. Unionsfraktionschef
Volker Kauder (CDU) sagte „Spie-
gel online“: „Ich gehe davon aus,
dass in dieser Legislaturperiode
keine gesetzlichen Maßnahmen
mehr kommen.“ Daran würde nur
ein gemeinsamer Vorstoß von Ab-
weichlern in der Koalition mit der
Opposition etwas ändern. In der
FDP wurde das nicht ausgeschlos-
sen, bei CDU und CSU galt dies
aber eher als unwahrscheinlich.

Für Empörung bei SPD und Grü-
nen sorgte eine Entscheidung der
Koalition im Rechtsausschuss des
Bundestags vom Mittwoch. Ein be-
reits 2010 eingebrachter Antrag der
Grünen zur Gleichstellung von
Homo-Paaren im Adoptionsrecht
wurde ohne Begründung vertagt. So
wurde eine für gestern geplante na-
mentliche Abstimmung verhindert.

Auch beim Adoptionsrecht sieht
Kauder keinen Grund zur Eile.

Die NS-Zeit holt nun auch das KIT ein
Die Ehrensenator-Würde für einen ehemaligen Chef des Forschungszentrums löst umfassende Aufarbeitung der Geschichte aus

Von unserem Redaktionsmitglied
Klaus Gaßner

Karlsruhe. Sie ist eine einzige Erfolgs-
geschichte, die Entwicklung des For-
schungszentrums Karlsruhe. Was einst
als Experimentierlabor für deutsche
Atomenergie seinen Anfang nahm, wur-
de zu einer wissenschaftlichen Ideen-
schmiede für die Welt von morgen – von
der Medizin- bis zur Umwelttechnik.
Diese rasante Entwicklung vom Kern-
forschungszentrum (KfK) zum For-
schungszentrum und nun zum Karlsru-
her Institut für Technologie (KIT) ge-
lang auch deshalb, weil die Keimzelle
schon kurz nach dem Krieg mit heraus-
ragenden Köpfen besetzt wurde.

Einer von ihnen ist der 1984 verstorbe-
ne Rudolf Greifeld, viele Jahre war
er Geschäftsführer des KfK. Seine

Arbeit ist unumstrit-
ten, geschickt hat
Greifeld schon da-
mals Universität
und Forschungszen-
trum miteinander
verzahnt. Das hat
ihm 1969 den Titel
eines Ehrensenators
eingebracht – und
dem KIT nun ein
paar drängende und
unangenehme Fra-
gen. Denn Greifeld
war im Dritten Reich
in oberster Etage tä-
tig, ein Bild soll ihn
an der Seite Adolf

Hitlers zeigen. „Und überliefert sind
eine ganze Reihe judenfeindlicher Zita-
te“, sagt Dietrich Schulze, früher Be-
triebsrat im Forschungszentrum. Daher
fordert Schulz und mit ihm ein kleiner
Initiativkreis die Rücknahme des Ehren-
senatortitels. Nachdem die Forderungen
erstmals laut wurden, hat das KIT die
Würde des Ehrensenators „ausgesetzt“ –
wie die Pressestelle vermeldet. Die Vor-
würfe müssten nun überprüft werden.
Diese Prüfung dauert mittlerweile sechs
Monate, was die „Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung“ kritisch registriert hat. Das
kommt nicht von ungefähr: Die FAZ
hatte in den siebziger Jahren das Foto
veröffentlicht, das Greifeld vor dem Eif-
felturm zeigt gemeinsam unter anderen
mit Adolf Hitler. Nachdem französische
Wissenschaftler nach dieser Veröffentli-
chung Greifelds Demission gefordert
hatten, legte er 1975 seinen Aufsichts-
ratsposten bei einem deutsch-französi-
schen Atomforschungsinstitut in Greno-
ble nieder – blieb aber in Karlsruhe in
Amt und Würden.

Greifeld steht nicht allein, es gibt wei-
tere, mitlerweile verstorbene ehemalige

Führungskräfte mit unklarer Vergan-
genheit. Gerhard Ritter, ebenfalls Ge-
schäftsführer im damals taufrischen
Zentrum, war im Dritten Reich in der
Leitung der IG Farben tätig.

Von Argentinien nach Baden
Als Mitarbeiter der Abteilung „For-

schung und Entwicklung“, die dann in
die Reichsstelle für Wirtschaftsausbau
überging, war er beteiligt an der Ent-
wicklung eines chemischen Kampf-
stoffs, der noch heute an den späteren
Karlsruher Forscher erinnert: Sarin –
die Buchstaben des Kunstworts stehen

für Schrader, Ambros und eben: Ritter.
Josef Brandl wiederum war zuständig
für den Sondergeschäftsbereich Mehr-
zweckforschungsreaktor. Der Historiker
Götz Aly zählt ihn zu den Verwaltungs-
leuten, die in der NS-Zeit die rigorose
Judenpolitik in Ostgalizien zumindest
hautnah miterlebten. Auch Walther
Schnurr, von 1960 bis 1970 wissen-
schaftlich-technischer Geschäftsführer
des KfK, war an exponierter Stelle für
die IG Farben tätig. Nach etlichen Quel-
len war er im berüchtigten Lager Chris-
tianstadt eingesetzt, das größte Muniti-
onslager der NS-Zeit, in dem Zwangsar-

beiter wie Sklaven gehalten wurden.
Gleich nach dem Krieg wanderte der
Wissenschaftler nach Argentinien aus,
wo er im Auftrag der Regierung Spreng-
stoffe entwickelte. Mitte der fünfziger
Jahre kam er nach Karlsruhe. 1972 wur-
de Schnurr vom Landeskriminalamt
über seine Verbindungen mit der Fabrik
Christianstadt befragt, er betonte, nie
im Lager gewesen zu sein.

Dass die erste Riege der Karlsruher
Forscher bereits in der Zeit des Dritten
Reichs tätig waren, kann niemanden
verwundern. Freilich ist es eine dringen-
de historische Aufgabe zu klären, ob
oder inwieweit diese Wissenschaftler für
nationalsozialistische Verbrechen Ver-
antwortung trugen. Die andere Aufgabe:
Wieweit beeinflusste die Zusammenset-
zung der Führungsetage die Arbeit im
Forschungszentrum? Mit welchem An-
trieb erfolgte die Zusammenarbeit etwa
zwischen Karlsruhe und Argentinien in
Sachen Atomforschung? Und wie wirkte
sich die Vorgeschichte des Spitzenperso-
nals auf die Mitarbeiterführung aus?
Der „Spiegel“ und die „Frankfurter All-
gemeine Zeitung“ kritisierten in den
siebziger Jahren die Arbeit der Karlsru-
her Forschungsmanager als bürokra-
tisch und autoritär. So sei es etwa üblich
gewesen, sich stets mit Titel anzureden,
heißt es da – ganz anders als etwa in an-
deren Forschungseinrichtungen.

Zumindest von einem ehemaligen For-
schungszentrums-Mitarbeiter ist über-
liefert, wie er während seiner Anstel-
lung in Karlsruhe litt: Der jüdische Phy-
siker Leon Grünbaum hat in einer auf-
wendigen Studie die Verwicklungen von
Paul Greifeld in den siebziger Jahren
ans Licht gebracht. Mit bitterem Unter-
ton: Grünbaum selbst, der 2004 starb
und auf einem Friedhof in Bad Schön-
born bestattet ist, klagte wiederholt
über Benachteiligungen im Dienst.

Das KIT beschloss nun, die NS-Ver-
wicklungen des früheren KfK-Personals
genau aufzuarbeiten und einen For-
schungsauftrag zu vergeben. Unabhän-
gige Historiker sollen sich um eine um-
fassende Darstellung kümmern.

DAS FORSCHUNGSZENTRUM KARLSRUHE – einige Forscher der ersten Stunde waren bereits in der Zeit des Nationalsozialismus in
führenden Positionen tätig. Foto: Forschungszentrum/Archiv

Rudolf Greifeld

Euro-Kritiker gründen neue Partei
„Alternative für Deutschland“ hat bereits zahlreiche Unterstützer / Rückkehr zur D-Mark „kein Tabu“

Von unserem Korrespondenten
Martin Ferber

Berlin. Wie lange er schon der CDU an-
gehört, weiß er auf Anhieb nicht. „Zwi-
schen 40 und 50 Jahre“, sagt Alexander
Gauland schließlich
nach kurzem Nachden-
ken. Dabei war er nicht
nur ein einfaches Mit-
glied, sondern hat es
in „seiner“ Union weit
gebracht, 1987 wurde
der promovierte Jurist
Staatssekretär in der
hessischen Staatskanz-
lei unter Ministerpräsi-
dent Walter Wallmann,
nach der Wende ging er
als Herausgeber und
Geschäftsführer der
„Märkischen Allgemei-
nen Zeitung“ nach Pots-
dam, nunmehr arbeitet er als freier Pu-
blizist.

Doch nun, mit 72 Jahren, hat Gauland,
der zum konservativen Flügel der CDU
gehört und immer wieder öffentlich den
Verlust des konservativen Profils seiner

Partei beklagt, genug. Zusammen mit
zahlreichen Mitstreitern wie dem frühe-
ren „Welt“-Chefkorrespondenten Kon-
rad Adam, dem Hamburger Professor
für Volkswirtschaftslehre Bernd Lucke
und dem als „Euro-Rebell“ bekannten

emeritierten Tübinger
Wirtschaftsprofessor
Joachim Starbatty hat
er die „Alternative für
Deutschland“ gegrün-
det, die mit ihrer Forde-
rung „Schluss mit die-
sem Euro!“ bei der Bun-
destagswahl antreten
will. Im April soll die
Partei offiziell gegrün-
det werden, ein Antrag
beim Bundeswahlleiter
auf Zulassung zur Wahl
liegt bereits vor. Zu den
zahlreichen Unterstüt-
zern der geplanten Par-

tei gehören auch der frühere BDI-Präsi-
dent Hans-Olaf Henkel sowie zahlreiche
Professoren der Volkswirtschaftslehre
aus ganz Deutschland, frühere Bank-
vorstände, Historiker und Publizisten
aus dem eher konservativen Lager. Ale-

xander Gauland kann die „Phrasen“ der
Bundeskanzlerin und des Außenminis-
ters wie „Scheitert der Euro, dann
scheitert Europa“, von der „Schicksals-
gemeinschaft Europa“ nicht mehr hö-
ren, sagt er im BNN-Gespräch.

Alexander Gauland und seine Mit-
streiter sind sich einig: „Deutschland
braucht den Euro
nicht.“ Die Euro-
Zone sollte geord-
net aufgelöst, die
nationalen Wäh-
rungen wieder ein-
geführt oder mehrere kleinere und sta-
bilere Währungsverbünde geschaffen
werden. Die Rückkehr zur D-Mark soll-
te dabei „kein Tabu“ sein. Dass die For-
derungen der „Alternative für Deutsch-
land“ auf fruchtbaren Boden fallen,
wurde deutlich, als die Initiatoren zu ei-
ner Informationsveranstaltung in Ober-
ursel luden – und mehr als 1 200 Zuhö-
rer trotz heftigen Schneefalls in die
Stadthalle kamen. „Wir sind eine Gras-
wurzelbewegung“, sagte dabei der
Sprecher der „Alternative“, der Ham-
burger Volkswirtschaftsprofessor Bernd
Lucke. Angefangen habe man mit 55

Unterstützern, nach gerade einmal einer
Woche habe man schon mehr als 2 000
Mitglieder. Lucke bestreitet nicht, dass
es bei einem Zerfall der Euro-Zone
„wirtschaftliche Verwerfungen“ geben
könne und es „teuer“ werde, auch für
Deutschland, die größere Gefahr beste-
he allerdings, wenn Europas Spitzenpo-

litiker am Euro
festhielten. Und
der Tübinger Euro-
Kritiker Joachim
Starbatty, der einst
gegen die Einfüh-

rung der Gemeinschaftswährung vor
dem Bundesverfassungsgericht geklagt
hat, bemängelt, dass mit den Rettungs-
paketen nicht die Länder gerettet wür-
den, sondern nur die Banken und die
Gläubiger.

Kritiker werfen der Partei dagegen
„Populismus“ vor und warnen vor einer
gefährlichen Nähe zu den Rechtsextre-
misten. So verfassten zahlreiche Wirt-
schaftswissenschaftler einen Gegenauf-
ruf, in dem sie ihren Kollegen eine „von
nationalen Klischees geprägte Sprache“
vorwerfen, sie würden ein „Schreckge-
spenst“ aufbauen und Furcht schüren.

Joachim Starbatty Foto: dpa

Kritiker werfen
der Partei Populismus vor

Hoffnung
für die FDP

Berlin (dpa). Die FDP würde derzeit
laut einer aktuellen Umfrage knapp
den Einzug in den Bundestag schaf-
fen.

Wie der gestern veröffentliche ARD-
„Deutschlandtrend“ zeigt, würden
fünf Prozent der Wahlberechtigten ihr
Kreuzchen bei den Liberalen machen
(plus 1). Die Piratenpartei muss wei-

ter darum bangen, die Fünf-Prozent-
Hürde zu knacken: Sie kommt auf drei
Prozent. Die Union liegt unverändert
bei 40 Prozent. Die SPD sinkt im Ver-
gleich zur Vorwoche in der Wähler-
gunst um einen Punkt auf 25 Prozent.
Die Grünen liegen weiter bei 17 Pro-
zent, die Linke bei sieben Prozent.

Infratest dimap befragte für die re-
präsentative Umfrage am Dienstag
und Mittwoch telefonisch 1000 wahl-
berechtigte Bürger. Die Fehlertoleranz
liegt bei 1,4 bis 3,1 Prozentpunkten.

Castor-Transporte:
Klagerechte gestärkt

Leipzig (AFP). Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die Klagerechte von
Bürgern gegen Atommülltransporte ge-
stärkt, die um das Zwischenlager Gorle-
ben und die Verladestation in Dannen-
berg wohnen. Die Vorschriften zum
Transport von Kernbrennstoffen dienen
demnach auch dem Schutz der Bürger
im Umfeld der Beförderungsstrecke. Die
Bürger können deswegen die Prüfung
verlangen, ob der Schutz gegen Trans-
portunfälle gewährleistet ist.


